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	Produkt-Nr.:
Datum:
Ihr aws Kontakt:      
Name:
Tel.:
Email:

	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	
	

	FÖRDERUNGSANBOT
IWB/EFRE 2014 - 2020 zum Förderungsantrag vom 
Unternehmensgröße gemäß KMU-Definition: 
1.
Genehmigung der Förderung
Aufgrund des oben angeführten Förderungsantrages P     und nach Prüfung der maßgeblichen Förderungsvoraussetzungen und Auswahlkriterien genehmigt die Austria Wirtschaftsservice Gesellschaft mit beschränkter Haftung/der ERP-Fonds (kurz: aws) als zwischengeschaltete Stelle (verantwortliche Förderstelle) eine Förderung aus Mitteln des Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung („EFRE“) nach Maßgabe des Programms für „Investitionen in Wachstum und Beschäftigung Österreich 2014 – 2020", der nachstehenden Förderungsbedingungen sowie der übrigen anwendbaren und einen integrierenden Bestandteil dieser Förderung bildenden Rechtsgrundlagen gemäß Punkt 8 dieses Förderungsvertrages.

	
	

	2.
Gesamtprojekt: Ziele, Inhalte, Indikatoren und förderungsfähige Kosten:
Gegenstand der Förderung ist gemäß Förderungsantrag vom     das Projektvorhaben:
Projekttitel:
Projektstandort:
Indikatoren für das Projektvorhaben (durch geeignete Nachweise zu belegen):
Im Zuge des Projektvorhabens werden nachfolgende Arbeitsplätze geschaffen bzw. gesichert:

	
	


		Vor Projekt
	Nach Projekt

	Männliche Arbeitnehmer (VZÄ)
		
	Weibliche Arbeitnehmer (VZÄ)
		
	SUMME Arbeitnehmer (VZÄ)
		

	

	Bei Nichterfüllung der genannten Indikatoren bzw. wesentlicher Abweichungen vom Projektziel ist der Förderungsgeber berechtigt, die Förderung aliquot zu reduzieren bzw. gänzlich zu stornieren.
Projektkostengliederung: Anlage 1


	Förderbare Kosten:
EUR 
Beginn des Durchführungszeitraums =  Anerkennungsstichtag:
Ende des Durchführungszeitraumes:
Ausdrücklich festgehalten wird, dass mit der Durchführung des Vorhabens nicht vor dem Anerkennungsstichtag begonnen worden sein darf. Als Beginn des Vorhabens gilt das Datum der ersten rechtsverbindlichen Bestellung, der Beginn der Arbeiten, das Datum der ersten Rechnung, das Datum der ersten Lieferung/Leistung oder das Datum der Zahlung oder Anzahlung, wobei kein Datum vor dem Anerkennungsstichtag liegen darf. Darüber hinaus werden nur diejenigen (rechtsverbindlichen) Bestellungen, Arbeiten (einschließlich Personalkosten), Rechnungen, Lieferungen/Leistungen sowie Zahlungen oder Anzahlungen berücksichtigt, die innerhalb des Durchführungszeitraums entstehen.
Frist zur Vorlage der Endabrechnung (3 Monate nach Ende des Durchführungszeitraumes): 
Der Förderungsantrag, inklusive nachgereichter Unterlagen, bildet einen integrierenden Bestandteil des Vertrages. Bei Widerspruch gelten in erster Linie die Bestimmungen des Förderungsvertrages und sodann der Antrag.


	3.
Förderung und Finanzierung
Die EFRE-Förderung beträgt maximal
EUR 
Das sind     % der förderbaren Kosten.
Die EFRE-Förderung wird unter der Voraussetzung zur Verfügung gestellt, dass das Projekt entsprechend dem Förderungsantrag durchgeführt wird und die Ausfinanzierung der Projektkosten sichergestellt ist. Werden die genehmigten förderbaren Projektkosten unterschritten und sind die Förderungsvoraussetzungen weiterhin gegeben, so verringert sich der Förderungsbetrag aliquot.
Bei einem teilweisen oder gänzlichen Wegfall (Stornierung, Rückforderung, Verzicht, etc.) einer ebenfalls zum gegenständlichen Projekt gewährten nationalen Förderung (zB: ERP-Kredit, Landesförderung) kann auch die vorliegende EFRE-Förderung ganz oder teilweise storniert bzw. rückgefordert werden.
Die Finanzierung des Projektes ist vorgesehen durch:



	Finanzierung, Herkunft der Finanzierungsmittel
Nominalbetrag
Förderungsbarwert
Eigenmittel
Kredit
IWB/EFRE-Zuschuss
ERP-Kredit
AWS-Garantie
Kredit
Zuschuss/Zuschüsse


	4.
Auszahlung
Die Auszahlung des Zuschusses erfolgt unter der Voraussetzung, dass die Bedingungen und Auflagen dieses Förderungsvertrages erfüllt sind, nach Projektabschluss und Prüfung der Endabrechnung.
Zur Endabrechnung hat der Förderungsnehmer folgende Unterlagen innerhalb der vereinbarten Frist vorzulegen:
–
Belegsverzeichnis: detaillierte Auflistung der Kosten und Bezeichnung der Nachweise (diese sind entsprechend der auf www.aws.at veröffentlichten Abrechnungsdatei in elektronischer und schriftlicher, firmenmäßig unterfertigter Form zu übermitteln. Ein Muster liegt dem Vertrag als Anhang bei (Anlage 4);
–
Gegenüberstellung der realisierten zu den genehmigten Projektkosten inklusive Sachbericht [Soll-Ist-Vergleich (Anlage 5); Gliederung wie Projektkostengliederung (Anlage 1)] und gegebenenfalls Erläuterung der Abweichungen, die sich aus der Gegenüberstellung ergeben;
–
Rechnungen, Zahlungsbelege sowie sämtliche sonstige dem Belegsverzeichnis zuordenbare Nachweise;
–
Geeigneter Nachweis der Erfüllung der Besonderen Bedingungen gemäß Punkt 7;
–
Geeignete Bestätigung, dass die zur Abrechnung vorgelegten Belege keine Lieferungen und Leistungen von verbundenen Unternehmen und Partnerunternehmen gemäß NFFR beinhalten;
–
Aktuelle Aufstellung der bei der Gebietskrankenkasse zur Pflichtversicherung gemeldeten Dienstnehmer sowie Umrechnung der Dienstnehmer pro Kopf in Vollzeit-Äquivalente (aufgegliedert nach Geschlecht);
–
Geeigneter Nachweis der Aktivierung der gesamten förderbaren Projektkosten (Bestätigung eines Wirtschaftsprüfers inkl. Anlagenverzeichnis oder Sachkonten);
–
Ein geeigneter Nachweis für die gemäß Artikel 2 NFFR vorgeschriebenen Grundsätze der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit bei der Beschaffung von Gütern, Bau- und Dienstleistungen im Rahmen des gegenständlichen Vorhabens. Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung wird bei Vorhaben, die mit nicht mehr als 25% aus Mitteln des EFRE und verbundenen nationalen öffentlichen Mitteln gefördert werden, folgender Nachweis anerkannt: Vorlage einer allgemeinen schriftlichen Darlegung des beim Förderungsnehmer etablierten Beschaffungssystems hinsichtlich Preisvergleich und Anbieterauswahl sowie mehrerer repräsentativer Beispiele mit jeweils mindestens drei schriftlichen Preisauskünften, von vom Förderungsnehmer unabhängigen Anbietern, aus dem Rahmen der Beschaffungen seines 
genehmigten Vorhabens. 
Beschaffungsvorgänge, die keine Einholung von Preisauskünften vorsehen, können nur anerkannt werden, sofern sie nachvollziehbar und begründet sind.
Dies entbindet den Förderungsnehmer aber nicht von der allgemeinen gültigen Nachweis- bzw. Darlegungspflicht in Bezug auf die Preisangemessenheit.
Die Einholung von Preisauskünften kann auch dann entfallen, wenn gleichartige Leistungen zu gleich bleibenden Konditionen beauftragt werden, deren Preisangemessenheit bereits innerhalb der letzten 24 Monate ermittelt wurde.
–
Selbsterklärung mit Angabe aller noch beabsichtigter, beantragter, genehmigter oder bereits erhaltener Förderungen für dieselben vertragsgegenständlichen Projektkosten bzw. im selben Vorhabenszeitraum und im thematischen Kontext zum gegenständlichen Vorhaben stehenden Kosten;
–
Bestätigung der Standortgemeinde, dass keine Förderung für das vertragsgegenständliche Vorhaben erfolgt bzw. bewilligt oder beantragt ist.
–
Geeigneter Nachweis der Einhaltung der Publizitätsvorschriften (z.B. durch Screenshot, Fotos)
–
Baubewilligung und Betriebsanlagengenehmigung
Die Auszahlung der Förderung kann vorübergehend oder gänzlich eingestellt werden, wenn die wirtschaftlichen Voraussetzungen für die Bewältigung des Vorhabens oder der mittelfristige Bestand des Unternehmens des Förderungsnehmers nicht mehr gesichert sind oder EFRE-spezifische Vorgaben der Bescheinigungsbehörde entgegenstehen.

Die Auszahlung des Förderungsbetrages erfolgt nach Maßgabe der Verfügbarkeit der Mittel. Aus budgetbedingten oder verwaltungstechnischen Verzögerungen bei der Auszahlung können keine Ansprüche abgeleitet werden.

Im Falle einer fehlerhaften Berechnung des Förderungsbetrages oder eines negativen Prüfberichtes bleibt die Rückforderung bzw. die eventuelle Nachtragszahlung hinsichtlich des Auszahlungsbetrages oder von Teilen desselben vorbehalten.

Die Gesamtförderung für das Projekt (= kumulierter Barwert aller Förderungen) muss innerhalb der erlaubten Förderungshöchstsätze gemäß den Bestimmungen des EU-Beihilfenrechts liegen. Die Prüfung der Einhaltung dieser Bestimmungen erfolgt anhand der vom Förderungsnehmer übermittelten Gesamtfinanzierungsdarstellung für das Projekt im Rahmen der Endabrechnung. Bei Feststellung einer Überschreitung des für das Projekt erlaubten Förderungshöchstsatzes wird eine entsprechende Kürzung der Gesamtförderung durch den Förderungsgeber vorgenommen; dies gilt auch bei einer im Nachhinein festgestellten Überschreitung z.B. aufgrund einer nicht gemeldeten Förderung.


	5.
Barwert der Förderung
Produkt
Kurzz.
Produkt
Beihilfenrechtliche Grundlage
Zuschuss
Barwert


	6.
Allgemeine Auflagen und Bedingungen
Melde- und Berichtspflichten
Über alle Änderungen und Ereignisse, welche die Durchführung des Vorhabens oder Erreichung des Projektzieles verzögern oder unmöglich machen, ist die aws zu informieren.
Alle wesentlichen Änderungen des Vorhabens sind vor ihrer Umsetzung schriftlich bei der aws zur Genehmigung zu beantragen. Die Entscheidung darüber erfolgt schriftlich in Form einer Abänderung des Förderungsvertrages.
Hinweis: Kosten für wesentliche Änderungen des Vorhabens, die einer Genehmigung bedürfen, können erst ab dem Meldezeitpunkt der Änderung anerkannt werden.
Der Förderungsnehmer hat Organen oder Beauftragten des Förderungsgebers, der aws, der Europäischen Kommission, des Europäischen Rechnungshofes sowie der beteiligten österreichischen Verwaltungsstellen und des österreichischen Rechnungshofes jederzeit Auskünfte zu erteilen bzw. Erhebungen zu ermöglichen, welche in Zusammenhang mit dem geförderten Projekt und den Förderungsvoraussetzungen oder -bedingungen stehen. Zu diesem Zweck ist insbesondere zu gestatten bzw. zu gewähren: die Einsicht in die Bücher und Belege sowie in sonstige mit dem Förderungsvorhaben in Zusammenhang stehende Unterlagen, das Betreten von Grundstücken und Gebäuden während der üblichen Geschäfts- und Betriebsstunden sowie die Durchführung von Messungen und Überprüfungen, die mit dem Vorhaben in Zusammenhang stehen. Über die Auswahl und Benennung von Unterlagen entscheidet das Prüforgan.
Der Förderungsnehmer verpflichtet sich darüber hinaus, den mit der Evaluierung des Förderungsprogramms beauftragten Personen auf deren Ersuchen jederzeit Auskünfte über das Vorhaben zu erteilen bzw. erteilen zu lassen.
Des Weiteren hat der Förderungsnehmer im Rahmen der Nacherhebung von Informationen, wie etwa zu programmbezogenen Indikatoren (Umweltrelevanz, Gleichbehandlungsrelevanz), zur Finanzierung, etc. die entsprechenden Auskünfte auf Verlangen des Förderungsgebers zu erteilen und Unterlagen nachzureichen.
Behaltefrist
Der Förderungsnehmer hat sicherzustellen, dass der geförderte Investitionsgegenstand mindestens 3 Jahre (KMU) / mindestens 5 Jahre (große Unternehmen) nach Projektabschluss ordnungsgemäß und den Zielen des Vorhabens entsprechend genutzt und in Betrieb gehalten wird (Behaltefrist). Über Aufforderung der aws ist dies durch Bestätigung des Wirtschaftsprüfers/Steuerberaters nachzuweisen.
Aufbewahrungspflicht für Unterlagen
Der Förderungsnehmer ist verpflichtet, alle diese Förderung betreffenden Aufzeichnungen und Unterlagen 10 Jahre ab Ende des Jahres der letzten Auszahlung der Förderung, jedoch mindestens bis 31.12.2028, papierhaft bzw. elektronische Rechnungsbelege in manipulationssicheren Archivierungssystemen sicher und geordnet aufzubewahren.
Buchführung
Der Förderungsnehmer ist verpflichtet, für alle Finanzvorgänge im Rahmen des Vorhabens ein separates Buchführungssystem oder einen geeigneten Buchführungscode zu verwenden.
Publizität:
Der Förderungsnehmer verpflichtet sich, die Publizitätsverpflichtungen gemäß Anhang XII der VO (EU) 1303/2013 einzuhalten.
Ein Leitfaden für die korrekte Umsetzung und die in den Publizitätsmaßnahmen zu verwendenden Programmlogos stellt die Verwaltungsbehörde auf der IWB-EFRE-Homepage unter http://www.efre.gv.at/download_center/publizitaet/ zum Download zur Verfügung.
Abtretung:
Eine Abtretung, Anweisung oder Verpfändung von Ansprüchen aus diesem Förderungsvertrag ist unzulässig und unwirksam.
Rückzahlung
Der Förderungsnehmer ist unter dem Vorbehalt der Geltendmachung weitergehender Ansprüche verpflichtet, 
über Aufforderung des Förderungsgebers, der Abwicklungsstelle oder der EU ausgezahlte Förderungsmittel zurück zu zahlen, wobei der Anspruch auf noch nicht ausbezahlte Förderungsmittel erlischt, wenn einer in der Anlage 3 (Allgemeine Verpflichtungen der Begünstigten, Punkt 9) genannten Rückzahlungsgründe eintritt. Für die Verzinsung gilt § 25 Absatz 3 und 4 der ARR 2014.
7.
Besondere Bedingungen


	

	8.
Rechtsgrundlagen
Für die gegenständliche Förderung sind nachstehende Rechtsgrundlagen maßgeblich, die einen integrierenden Bestandteil dieses Förderungsvertrages darstellen und unter http://rili.aws.at/ bzw. http://www.efre.gv.at/download_center/ oder https://www.ris.bka.gv.at/ abrufbar sind.
Förderungsrichtlinien der aws:

„Allgemeine Bestimmungen für die aws erp-Programme“

„ “
Nationale Bestimmungen:

Subsidiäre nationale Regeln für die Förderfähigkeit von Kosten mit Kofinanzierung aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) in Österreich im Rahmen des Programmes für „Investitionen in Wachstum und Beschäftigung Österreich 2014 – 2020“ gemäß Art 65 Abs 1 der VO (EU) 1303/2013, kurz: „NFFR“; in der Fassung vom 28. Juni 2017

EFRE-Programm Investition in Wachstum und Beschäftigung Österreich 2014-2020 (CCI Nr. 2014AT16RFOP001), von der Europäischen Kommission genehmigt

Die Bestimmungen der Verordnung des Bundesministers für Finanzen über Allgemeine Rahmenrichtlinien für die Gewährung von Förderungen aus Bundesmitteln (ARR 2014), BGBl. II Nr. 208/2014 vom 22. August 2014
EU-Vorschriften:

Verordnung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (Allgemeine Gruppenfreistellungsverordnung, ABl. L 187 vom 26. Juni 2014, S 1-78), kurz: AGVO

VERORDNUNG (EU) Nr. 1301/2013 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES  RATES vom 17. Dezember 2013 über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung und mit besonderen Bestimmungen hinsichtlich des Ziels "Investitionen in Wachstum und Beschäftigung" und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1080/2006;

VERORDNUNG (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 über die Anwendung der Artikel 107 und 108 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union auf De-minimis-Beihilfen

VERORDNUNG (EU, EURATOM) Nr. 966/2012 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 25. Oktober 2012 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union und zur Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates

VERORDNUNG (EU) Nr. 1303/2013 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 17. Dezember 2013 mit gemeinsamen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale 
Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds, den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds sowie mit allgemeinen Bestimmungen über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, den Europäischen Sozialfonds, den Kohäsionsfonds und den Europäischen Meeres- und Fischereifonds und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1083/2006 des Rates;

Bezüglich der Unternehmensgröße ist die jeweils geltende KMU-Definition gemäß EU-Wettbewerbsrecht ausschlaggebend (Definition der kleinen und mittleren Unternehmen Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 06. Mai 2003, ABl. L 124 vom 20. Mai 2003, S 36-41). Verflochtene Unternehmen sind im Sinne dieser Empfehlung als Einheit zu betrachten.
Sämtliche Vorschriften sind in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.


	
	
	
	
	
	

	9.
Haftung
Weder aus dem Förderungsvertrag noch aus der Beratung oder Betreuung können Haftungsansprüche gegenüber der aws, einem Mitarbeiter der aws oder der Republik Österreich geltend gemacht werden.
Weiters haften weder die aws noch die Republik Österreich für den Eintritt eines bestimmten Erfolges im Zusammenhang mit dem geförderten Vorhaben.
10.
Sonstige Bestimmungen
Schriftformgebot:
Alle Änderungen und Ergänzungen dieses Förderungsvertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt insbesondere auch für jedes Abgehen von diesem Schriftformerfordernis.
Wesentliche Abweichungen gegenüber dem Förderungsvertrag sind der aws  vorab zu melden und bedürfen einer schriftlichen Zustimmung der aws, wenn damit eine Abänderung des Förderungsvertrages (inkl. der vereinbarten Auflagen und Bedingungen) verbunden ist.
Sämtliche Schreiben sowie sämtliche sonstige Erklärungen, Berichte, Anträge etc. sind vom Förderungsnehmer über das Förderungsportal auf der Internet-Seite der aws mit der jeweiligen Projektnummer einzubringen. Physische Dokumente, die im Original zu versenden sind, sind an folgende Postadresse zu richten:
Austria Wirtschaftsservice GmbH
E-Mail: post@aws.at
Walcherstraße 11 A
1020 Wien
Anwendbares Recht und Gerichtsstand:
Für allfällige Streitigkeiten aus oder in Zusammenhang mit dieser Förderung wird die ausschließliche Zuständigkeit des sachlich zuständigen Gerichts in Wien vereinbart. Es gilt ausschließlich österreichisches Recht, dies unter Ausschluss der Verweisungsnormen.
Geschlechtsneutralität:
Alle in diesem Genehmigungsschreiben verwendeten personenbezogenen Bezeichnungen gelten gleichermaßen für Personen weiblichen als auch männlichen Geschlechts.
Datenverwendung:
Der Förderungsnehmer nimmt zur Kenntnis, dass die aws als Abwicklungsstelle und Zwischengeschaltete Stelle berechtigt ist, die im Zusammenhang mit der Anbahnung und Abwicklung des Vertrages anfallenden personenbezogenen Daten, deren Verwendung für die Wahrnehmung einer dem Förderungsgeber und/oder der aws übertragenen Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt (Art 6 Abs 1 lit e DSGVO), zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung (Art 6 Abs 1 lit c DSGVO), für Zwecke des Abschlusses und der Abwicklung des Vertrages (Art 6 Abs 1 lit b DSGVO) oder sonst zur Wahrung der berechtigten Interessen des/der datenschutzrechtlichen Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist (Art 6 Abs 1 lit f DSGVO), zu verwenden.
Es kann im Rahmen dieser Verwendung dazu kommen, dass personenbezogene Daten an Organe und Beauftragte des Bundesministeriums für Finanzen (insbesondere §§ 43 bis 47 des Bundeshaushaltsgesetzes, BGBl. Nr. 213/1986, in der jeweils geltenden Fassung), des Rechnungshofes (insbesondere § 3 Abs. 2, § 4 Abs. 1 und § 13 Abs. 3 des Rechnungshofgesetzes, BGBl. Nr. 144/1948, in der jeweils geltenden Fassung), Organen und Einrichtungen der Europäischen Union nach den europarechtlichen Bestimmungen sowie der KommAustria gemäß den Bestimmungen des Medientransparenzgesetzes, BGBl. I Nr. 125/2011,  in der jeweils geltenden Fassung, übermittelt oder offengelegt werden müssen, wobei die Rechtsgrundlage dafür jeweils die Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung (Art 6 Abs 1 lit c DSGVO) oder die Wahrnehmung einer Aufgabe im öffentlichen Interesse ist (Art 6 Abs 1 lit e DSGVO).
 
Detaillierte Informationen zur Verarbeitung der Daten sind auf der Website www.aws.at/datenschutz abrufbar.
Darüber hinaus nimmt der Förderungsnehmer die Veröffentlichung der Förderungsdaten entsprechend den Publizitätsvorschriften gemäß Anhang XII der Verordnung (EU) Nr. 1303/2013 sowie gemäß Artikel 9 und Anhang III der Verordnung (EU) Nr. 651/2014 zur Kenntnis.
Frist zur Annahme des Förderungsanbots:
Der Förderungsvertrag wird rechtswirksam, wenn das vorliegende Förderungsanbot binnen zwei Monaten ab Datum des Förderungsanbots vom Förderungsnehmer durch firmenmäßige Unterfertigung und Retournierung des Förderungsanbots an die aws angenommen wird. Als Annahme kann entweder die händische Unterschrift auf dem von Ihnen ausgedruckten und per Post retournierten Förderungsvertrag oder die Handy-Signatur auf dem elektronischen Dokument des Förderungsvertrags akzeptiert werden. Maßgeblich für die Einhaltung der Frist ist der Tag des Einlangens des unterfertigten Förderungsanbots bei der aws.
Anlagen:
Sämtliche Anlagen bilden einen integrierenden Bestandteil des Förderungsanbots bzw. des Förderungsvertrages.


	#unterschrift1

	
	
	#unterschrift2

	

	
	
	
	
	

	Austria Wirtschaftsservice GmbH
Anlagen:

Projektkostengliederung (Anlage 1)

Leitfaden AWS/ERP-Fonds für EFRE Abrechnungen (Anlage 2)

Allgemeine Verpflichtungen der Begünstigen  gemäß Anhang 4 der NFFR (Anlage 3)

Abrechnungsformular: Belegsverzeichnis (Anlage 4)

Abrechnungsformular: Soll-Ist Vergleich (Anlage 5)


	Ich/Wir nehme/n das Förderungsanbot an und bestätige/n, die Bestimmungen des Förderungsanbots vollinhaltlich zur Kenntnis genommen zu haben und erkläre mich/ erklären uns damit einverstanden.
Des Weiteren wird hiermit bestätigt, dass             der primäre Ansprechpartner bzw. die primäre Ansprechpartnerin des Förderungsnehmers für dieses Förderungsvorhaben ist und, dass             über Zugriff auf die E-Mail Adresse                      verfügt und dass die bisher sowie zukünftig über diese E-Mail Adresse oder den dazugehörigen aws Fördermanager Account getätigte Kommunikation sowie die übermittelten Informationen mit vollem Einverständnis des Förderungsnehmers erfolgt sind bzw. erfolgen werden.
Die Option, dass der gesamte Informationsaustausch zwischen Förderungsnehmer und der Verwaltungsbehörde, Bescheinigungsbehörde, Prüfbehörde sowie der zwischengeschalteten Stelle (aws) ausschließlich über elektronischen Datenaustausch erfolgen soll, wird / wird nicht gewählt.


	#kundeunterschrift1
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#bankunterschrift1

	
	#bankunterschrift2
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